
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 10 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  

vom Montag, dem  20.10.25 

 19:30 Uhr bis 21:05 Uhr 

im Rathaus in Kürzell   

 

Anwesenheitsliste 

Bürgermeister 

Alexander Schröder entschuldigt 

   
die Gemeinderäte 

Sabine Fischer  

Klaus Fuhrmann entschuldigt 

Andreas Gauch entschuldigt 

Martin Heimburger  

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli entschuldigt 

Bodo Lange  

Jasmin Lehmann entschuldigt 

Sven Leuthner  

Christian Maurer ab 20:11 

Paul Santo entschuldigt 

Gerald Sensenbrenner  

Hugo Wingert  

 

die Ortschaftsräte 

Robert Althauser  

Miriam Fischer  

Sandra Frenk  

Ingrid Rieth-Jäger  
 

die Bezirksbeiräte 

Beatrice Biehler  

Fabian Kern  

Viktoria Ritter-Lüden  

Helmut Schuster  

Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 

Matthias Wiedemer  

Patricia Hess  
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Franziska Reiff  

Almut Riegert  

   

Zuhörer 11  

Presse 1  

Aufgrund der Verhinderung des Bürgermeisters A. Schröder übernimmt dessen erste Stellver-
treterin, Gemeinderätin S. Fischer die Sitzungsleitung. Der Tagesordnungspunkt 4 wird abge-
setzt. 

Gemeinderätin S. Fischer eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsgemäß 
erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Frageviertelstunde 

- TOP 4 wurde abgesetzt, da die Entscheidung vom neu gewählten Bürgermeister in Ab-
stimmung mit dem Gemeinderat getroffen werden soll. Während der Übergangsphase 
soll hierzu keine Entscheidung getroffen werden. 

2.  Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der letzten Sitzung.  

3.  Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 21.07.2025 ge-
fassten Beschlüsse 

Beschaffung eines Rettungsbootes (RTB1) für die Feuerwehr Meißenheim 

Der Gemeinderat vergibt den Auftrag zur Neubeschaffung eines Rettungsbootes (RTB1) mit 

dem Gesamtpreis von 21.265,00 € (Brutto) an die Fa. Mission-Craft  

Auftragsvergabe für ein Notstromaggregat 

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der Bestellung des Notstromaggregates - An-

gebot 1 (Fa. Kässinger) in Höhe von 59.457,80 €. 

Der Gemeinderat stimmt der überplanmäßigen Ausgabe zur Beschaffung des Notstromaggre-

gates zu. 

Der Gemeinderat stimmt dem Kostendeckungsvorschlag der überplanmäßigen Ausgabe bei 

der Beschaffung des Notstromaggregates durch Minderausgaben im Bereich des Digitalfunks 

zu. 

Vergabe der Erdgaslieferung 2026 

In der Gemeinde Meißenheim werden folgende Liegenschaften mit Erdgas beheizt: 

1. Friederike-Brion-Schule mit Turn- und Festhalle 

2. Feuerwehrhaus Meißenheim 
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Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, den Vertrag über die Gaslieferung für die beiden 

Liegenschaften mit Badenova Energie GmbH für ein Jahr abzuschließen. 

 

Vergabe des Auftrags zur Ertüchtigung der Mess-, Steuerung- und Regeltechnik und Aufschal-

tung auf die Gebäudeleittechnik in der Friederike-Brion-Schule mit Anbindung der Turn- und 

Festhalle und der Sporthalle in Meißenheim - Überplanmäßige Ausgabe 

Der Gemeinderat beschließt, die Maßnahme in Höhe von 78.687,01 € inkl. MWSt mit der Firma 

Avocos umzusetzen.  

Der Gemeinderat stimmt der überplanmäßigen Ausgabe zur Umsetzung der Maßnahme zu. 

Der Gemeinderat stimmt dem Kostendeckungsvorschlag der überplanmäßigen Ausgabe bei 

der Beschaffung der MSR-Technik durch Minderausgaben im Rahmen der Budgetverwaltung 

(Budget 211001) zu. 

 

 

4.  Erschließung des Neubaugebietes "Hoflache" durch einen Erschließungs-
träger 

Tagesordnungspunkt abgesetzt. 

5. Bauanträge 

5.1 Bauvoranfrage für den Neubau eines Doppelhauses auf dem Grund-
stück Flst. Nr. 5361/3, Lächelweg 2e in Kürzell 

Um rechtssicher weiterplanen zu können, beantragt der Antragsteller den Bauvorbescheid 

für den Neubau eines Doppelhauses mit 2 Stellplätzen auf dem Grundstück Flst. Nr. 5361/3, 

Lächelweg 2e in Kürzell.  

Die Baufläche liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist §34 BauGB die Beurteilungsgrund-

lage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens. Das Vorhaben ist zulässig, 

wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücks-

fläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Er-

schließung gesichert ist. 

Das geplante Gebäude fügt sich mit seiner eingeschossigen Bauweise und einer Höhe von 

5,85 m in die umliegende Bebauung ein.  

Das Baugrundstück befindet sich ca. 150 m von der BAB A5 entfernt. Außerdem befinden 

sich in unmittelbarer Nähe Gewerbebetriebe. Im Falle eines Bauantrags müssen die Schall-

schutzmaßnahmen beachtet werden. 

Das Baugrundstück liegt nicht im Geltungsbereich der Stellplatzsatzung. 
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Über das Einfügen entscheidet das Landratsamt Ortenaukreis im Einvernehmen mit der Ge-

meinde. 

In der Diskussion wird angesprochen:  

- Die Zufahrtsstraße ist privat und 4,00 m breit. Die Abstandsflächen sind eingehalten. 

Eine Abstimmung mit dem Landratsamt hat bereits stattgefunden.  

- Angeregt wird, mit dem Eigentümer über eine Verbreiterung der Zufahrt um ca. 1,0–

1,5 m zu sprechen.  

- Die Stellplatzsatzung findet hier keine Anwendung. Dies wird kritisch bewertet. D 

- Das Grundstück wurde neu vermessen.  

- Die Unterscheidung zwischen Einzel- und Doppelhaus ist im BauGB nicht vorgesehen; 

maßgeblich ist das Einfügen nach § 34 BauGB. Das Vorhaben fügt sich mit eingeschos-

siger Bauweise und 5,85 m Höhe in die Umgebung ein. 

- Eine Zurückstellung bis zur nächsten Sitzung ist nicht möglich. Wird die Bauvoran-

frage rechtswidrig versagt, geht der Vorgang an das Landratsamt. die Gemeinde er-

hält anschließend erneut Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Bauvoranfrage nicht zur Geneh-

migung an das Landratsamt Ortenaukreis weiterzuleiten und das Einverneh-

men gem. § 36 BauGB nicht zu erteilen. Die Verwaltung wird beauftragt, die 

vom Gemeinderat vorgetragenen Bedenken an das Landratsamt Ortenaukreis 

zu übermitteln. 

6.  Haushaltszwischenbericht 2025 

Der Haushalt für 2025 wurde am 09.12.2024 durch den Gemeinderat verabschiedet.  

Der Ergebnishaushalt weist zum Stichtag 07.07.2025 ein Plus von 1.212.413,912 € auf. 

Der Finanzhaushalt weist zum Stichtag 07.07.2025 ein Plus von 1.624.599,40 € auf.  

Im Einzelnen stellt sich dies zum 07.07.2025 wie folgt dar: 

 

Ergebnishaushalt: 

  Plan 07.07.2025  

     

1.1 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge von 
10.643.874,00 

€ 
8.027.249,96 € 75,42% 

1.2 
Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen 

von 

12.284.048,00 

€ 
6.815.586,84 € 55,48% 

1.3 
Veranschlagtes ordentliches Ergebnis (Saldo aus 

1.1 und 1.2) von 
-1.640.174,00. € 1.211.663,12 €  

1.4 
Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge 

von  
0,00 € 750,00 € 
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1.5 
Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwen-

dungen von  
0,00 € 0,00 € 

 

1.6 
Veranschlagtes Sonderergebnis (Saldo aus 1.4 und 

1.5) von 
0,00 € 0,00 € 

 

1.7 
Veranschlagtes Gesamtergebnis (Summe aus 1.3 

und 1.6) von  
-1.640.174,00 € 1.212.413,12 €  

 

Finanzhaushalt: 

  Plan 07.07.2025  
     
2.1 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit von 

10.604.974,00 

€ 

7.245.358,88 

€ 

68,32 

% 

2.2 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit von 

11.838.148,00 € 5.822.453,03 

€ 

49,18 % 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf des Ergebnishaushaltes  

(Saldo aus 2.1 und 2.2) von 

-1.233.174,00 € 1.422.905,85 

€ 

 

2.4 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 

von  

2.836.000,00 € 592.328,13 € 20,88 

% 

2.5 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

von 

2.014.750,00 € 329.588,58 € 16,35 % 

2.6 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 

Investitionstätigkeit (Saldo aus 2.4 und 2.5) von 

821.250,00€ 262.739,55 € 
 

2.8 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätig-

keit von  

300.000,00 € 0,00 €  

2.9 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätig-

keit von 

122.100,00 € 61.046,00 €  

2.10 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 

Finanzierungstätigkeit (Saldo aus 2.8 und 2.9) 

177.900,00 € -61.046,00 €  

2.11 Veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestan-

des, Saldo des Finanzhaushaltes (Saldo aus 2.7 und 2.10) 

-234.024,00 € 1.624.599,40 

€ 

 

 

 
Zum Stichtag 07.07.2025 sind in der Gemeinde Meißenheim: 
  
im Ergebnishaushalt  

die Erträge mit 75,42 %  
und 
die Aufwendungen mit 55,48 % erreicht 

  
im Finanzhaushalt sind  

die Einnahmen zu 68,32 %  
und 
die Ausgaben zu 49,18 % getätigt 

  
bei den Investitionstätigkeiten sind bisher 
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lediglich 20,88 % an Einnahmen  
und 
16,35 % an Ausgaben getätigt worden. 

 
 Einnahmen: 
Bei den Steuern und ähnlichen Abgaben sind 87,60 % vereinnahmt worden. 
Hier insbesondere bisher: 

 Grundsteuer A und B 
Nach Anpassung der Hebesätze im Rahmen der Grundsteuerreform zum 01.01.2025 
und der hierdurch vorgesehenen Einkommensneutralität der Gemeinden sieht die 
Entwicklung der Grundsteuereinnahmen derzeit wie folgt aus: 

Ansatz Einnahmen Ansatz Einnahmen
Erreicht er 

Ansat z

Grundsteuer A 36.000,00 € 35.193,99 € 36.000,00 € 27.616,10 € 76,71%

bei einem Hebesatz von:

Grundsteuer B 410.000,00 € 419.388,17 € 450.000,00 € 441.215,02 € 98,05%

bei einem Hebesatz von:

Gesamtbetrag 446.000,00 € 454.582,16 € 486.000,00 € 468.831,12 €

2024
2025                                               

(Stand 17.06.2025)

340% 670%

340% 220%

 

 

Mit Stand vom 18.06.2025 fehlen noch ca. 110 Bescheide der Grundsteuer B und ca. 266 
Bescheide der Grundsteuer A. 
 

 bei den Gewerbesteuereinnahmen ein Plus von 77,48 % (Ansatz: 1.500.000,00 €, 
Einnahmen: 2.662.180,57 €). Die weitere Entwicklung ist abzuwarten, es ist jedoch 
davon auszugehen, dass noch Gewerbesteuerrückzahlungen erfolgen werden. 

 bei dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer sind 25,72 % vereinnahmt 

 bei dem Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer sind 49,90 % vereinnahmt 

 75,98 % des Ansatzes konnten bisher bei den Leistungen nach dem 
Familienleistungsausgleich vereinnahmt werden. 

 
Bei den Zuweisungen, Zuwendungen und allgemeinen Umlagen (Schlüsselzuweisungen, etc.) 
wurden zum Stichtag 73,44 % vereinnahmt. 
Hier insbesondere: 

 Schlüsselzuweisungen zu 72,80 % (bisher zwei TZ vorhanden = Teilzahlung: 51 % bei 
Schlüsselzuweisungen, 24 % bei Mehrzuweisungen  Mehreinnahmen gegenüber 
dem Ansatz zu erwarten) 

 Kommunale Investitionspauschale zu 74,50 % (bisher zwei Teilzahlungen vorhanden) 

 Bundeswaldprämie mit 47.510,00 € (Ansatz: 45.000,00 €) (Jährliche Zahlung in Höhe 
von 47.150,00 € solange Förderprogramm läuft) 
 

Bei den Holzverkäufen konnten Mehreinnahmen von derzeit 29,82 % erwirtschaftet werden. 
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Bei Mieten/Pachten ist der Ansatz zu 70,02 % erfüllt ist. 
 
Es konnten durch die Anlage von 2.000.000,00 € bisher Zinserträge von 17.125,00 € erzielt wer-
den – 42,81 % des Planansatzes (gegenüber Vorjahr Zinsniveau etwas zurückgegangen, wes-
halb Ansatz wahrscheinlich nicht ganz erreicht wird) 
 
Bei den Gewinnanteilen aus verbundenen Unternehmen und Beteiligungen ist der Ansatz von 
25.200,00 € mit 153.709,42 € weit über dem Ansatz. Dies ist begründet durch eine Ausschüt-
tungszahlung des ZV Industrie- und Gewerbepark Lahr, die nicht geplant war. 
 
 
Ausgaben: 
 
Die Personalausgaben erfolgten zu 50,25 %. 
 
Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen erfolgten zu 38,58 %. 
Hierunter fallen u.a.: 
 Unterhaltung der Grundstücke 
 besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 
 Unterhaltung des beweglichen Vermögens 
 Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen  

 
Ebenso werden derzeit Minderausgaben bei den Heiz- und Stromkosten verzeichnet. Es wur-
den für Strom- und Heizkosten (Öl, Pellet, Gas) in 2024 insgesamt 214.650,00 € eingeplant. 
Davon wurden bis zum Stichtag 68,55 % des Ansatzes bebucht (zu beachten: Storm- und Gas-
abschläge sind bereits für das ganze Jahr gebucht). 
 
Mieten inkl. Mietnebenkosten und Pachten sind bereits mit 90,65 % des Haushaltsansatzes zu 
verzeichnen. 
Zu beachten ist hierzu, dass  

• die Kosten angemieteter Immobilien durch die Gemeinde teilweise weitervermietet 
bzw. teilweise durch Gebühren wieder gedeckt werden und im Gegenzug somit auch 
Einnahmen zu verzeichnen sind. 

• Mieten bereits für das ganze Jahr gebucht sind 
  
Bei der Haltung von Fahrzeugen ist die Inanspruchnahme des Ansatzes von 74.000,00 € zu 
76,68 % erfolgt.  Bereits in den vergangenen Jahren ist ein jährlicher Anstieg der Unterhal-
tungskosten zu verzeichnen gewesen, weshalb Ansätze entsprechend erhöht wurden.  
 

Investitionen / Projekte / Maßnahmen 

 

2025 bereits (teilweise) umgesetzt: 
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Bisher wurden noch nicht umgesetzt bzw. verausgabt: 
 
o Bauhof-Beschaffungen/Investitionen 

   35.000,00 € Salzsilo 

   10.000,00 € Pflegegerät für Aschebahn 

   50.000,00 € Pritschenwagen LKW - Ersatzbeschaffung  

     4.000,00 € Unkraut Hex 

     3.700,00 € Rasenvertikutierer Rasengräber 

   20.000,00 € Kehrmaschine Anbau für Radlader (aus 2024) 

     1.000,00 € Rückenblasgerät Benzin 

     1.000,00 € Aufreißzahn (Baumwurzelentfernung) 

o Bauhof-App        6.200,00 € - Umsetzung/Installation steht bevor 

o Bauhof Organisationsuntersuchung   20.000,00 € - läuft 

o Feuerwehr 

 Digitalfunkgeräte   50.000,00 € - bestellt 

 23 Handfunkgeräte   70.000,00 € - bestellt 

 Rettungsboot   20.000,00 € - in Bearbeitung 

 Notstromaggregat   40.000,00 € - in Bearbeitung 

o Sanierung Feuerlöschbrunnen K.    35.000,00 €  

o Planung Sanitärräume SBBZ      5.000,00 € - in Bearbeitung 

o Planung Sanierung Foyer Sporthalle M.     20.000,00 € - ruht  

o Dämmung Fassade Rückseite Unditz-Halle 50.000,00 €   

o Planung Schmidtenbühn    25.000,00 € - Umsetzung im Zuge Hoflache 

o Planung Hoflache     15.000,00 € - positiver Beschluss GR fehlt 

o Änderung Verkehrsführung Rathausstraße/Hirtenstraße 

          6.000,00 € - Umsetzung erst mit Glasfaseröffnung 

o Radweg Ichenheim 2. BA    660.000,00 € - Genehmigungen fehlen /  

  Probleme mit Grunderwerb 
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o Radweg Kürzell-Schutterzell    17.000,00 € - Probleme Grunderwerb/Lösung Panzerstraße 

o Unditzbrücke      20.000,00 € 

o Fuß- und Radwegbrücke über Unditz (K.-Hauptstr.) 

        20.000,00 € - Sanierung deutlich teurer – keine Umsetzung 

o Verlängerung Radweg Schutternstraße nach Schutterzell 120.000,00 € - Probleme Grunderwerb/Lösung Panzerstraße 

        (Betrag nur fällig wenn 2. Förderung nicht kommt) 

o Lärmschutzwall – Bauleitplanung PV-Anlage    20.000,00 € - Sachstand? 

o Ersatzaufforstung Spitzköpfle      45.000,00 € - (Ersatz durch RMKS) 

 
Auf der Einnahmeseite konnten die folgenden Planungen ebenfalls noch nicht umgesetzt 
und somit keine bzw. Mindereinnahmen verzeichnet werden: 
 
 Grunderwerb Meißenheim: Veräußerung von Grundbesitz (Ansatz: 630.000,00 €) 
 Grunderwerb Kürzell: Veräußerung von Grundbesitz (Ansatz: 1.300.000,00 €, 

Ergebnis: 266.240,00 €) 
 Lärmschutzwall Kürzell  

 

Der Stand der liquiden Mittel sieht wie folgt aus: 

 

Schulden 

Der voraussichtliche Schuldenstand zum 31.12.2025 wird 5.446.730,24 € betragen.  

Im Jahr 2025 werden 477.884,60 € getilgt. 

Weitere Kreditaufnahmen sind in 2025 bisher nicht erfolgt. 

Schuldenstand  
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Schuldenentwicklung 

 

 

 

 

 

Gemeinderat C. Maurer nimmt um 20:11 Uhr an der Sitzung teil. 

Der Gemeinderat nimmt den Haushaltszwischenbericht für das Haushaltsjahr 
2025 zur Kenntnis. 
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7.  Abrechnung LSP - Aufhebung Sanierungssatzung 

Für diesen Tagesordnungspunkt wurde Herr Schmidt von Steg eingeladen.  

Sach- und Rechtslage 

Die Gemeinde Meißenheim wurde mit der städtebaulichen Erneuerungsmaßnahme „Orts-

mitte“ zum 01.01.2009 und einem Zuwendungsbetrag in Höhe von 500.000,- EUR in das Lan-

dessanierungsprogramm (LSP) aufgenommen. Zwischen 2018 und 2021 wurden die bewillig-

ten Städtebaufördermittel um insgesamt 1 Mio. EUR aufgestockt. Zugleich wurde der Durch-

führungszeitraum sukzessiv verlängert. Die letzte Fristverlängerung wurde mit dem Kür-

zungsbescheid vom 09.04.2024 gewährt, indem die bewilligten Finanzhilfen um 600.000,- 

EUR reduziert wurden. Gleichzeitig wurde das Ende des Bewilligungszeitraums zum 

31.10.2024 festgesetzt.    

Bewilligter Förderrahmen  1.500.000,- EUR 

Landesfinanzhilfen 900.000,- EUR 

Gemeinde Meißenheim (Komplementäranteil) 600.000,- EUR 

Mit der Betreuung der städtebaulichen Erneuerungsmaßnahme wurde die STEG Stadtent-

wicklung GmbH aus Stuttgart beauftragt. Das Sanierungsgebiet „Ortsmitte“ wurde mittels 

Sanierungssatzung förmlich festgelegt. 

Der Satzungsbeschluss über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets erfolgte am 

05.07.2010 durch den Gemeinderat und wurde mit der öffentlichen Bekanntmachung am 

08.07.2010 rechtsverbindlich. Acht Jahre später wurde das Sanierungsgebiet um die Flurstü-

cke 55 und 56 als neuer Feuerwehr-standort erweitert. Der Beschluss für die 1. Erweiterung 

erfolgte am 26.11.2018 und trat mit der Veröffentlichung am 29.11.2018 in Kraft. 

Sanierungssatzung „Ortsmitte“  

Beschluss Förmliche Festlegung (8,81 ha) 05.07.2010 

Bekanntmachung / Inkrafttreten 08.07.2010 

Beschluss 1. Erweiterung (0,44 ha) 26.11.2018 

Bekanntmachung / Inkrafttreten 29.11.2018 

Die städtebauliche Erneuerungsmaßnahme „Ortsmitte“ wurde im vereinfachten Verfahren 

durchgeführt. Die Anwendung der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften nach den 

§§ 152 bis 156a BauGB wurden somit in der Sanierungssatzung ausgeschlossen. 

Mit der städtebaulichen Erneuerungsmaßnahme „Ortsmitte“ konnten in der Gemeinde Mei-

ßenheim entscheidende Erneuerungen und Neuordnungen im Ortszentrum durchgeführt 

und neue Entwicklungen angestoßen werden. Insgesamt wurden drei Grunderwerbe, eine 
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private und zwei kommunale Ab-bruchmaßnahmen, fünf Erschließungsmaßnahmen sowie 

elf private und zwei von der Gemeinde veranlasste Baumaßnahmen umgesetzt. Zu den er-

folgreich umgesetzten Maßnahmen - die wesentlich zur positiven Entwicklung beigetragen 

haben und durch die das Ortsbild sichtbar aufgewertet wurde - zäh-en u.a. die Erneuerung 

des Heimburger Hauses sowie die Neuordnung und -Gestaltung des umliegenden Areals wie 

auch die Verlagerung der Feuerwehr an den Ortsrand.  

Mit Ablauf des Bewilligungszeitraums ist die im Landessanierungsprogramm (LSP) geför-

derte Sanierungsmaßnahme „Ortsmitte“ förderrechtlich wie formell abzuschließen. 

Förderrechtlicher Abschluss / Abrechnung 

Im Verlauf der städtebaulichen Erneuerungsmaßnahme „Ortsmitte“ wurden insgesamt 17 

Auszahlungs-anträge beim Regierungspräsidium Freiburg gestellt und Landesfinanzhilfen in 

Höhe von 742.564,- EUR abgerufen. Mit Abrechnung des Landessanierungsprogramms (LSP) 

wurde ein weiterer Finanzbedarf von 160.290,14 EUR ermittelt. Infolgedessen hat die Ge-

meinde Meißenheim zum Abschluss der Sanierungsmaßnahme letztmalig Finanzhilfen in 

Höhe von 96.174,- EUR zur Auszahlung beantragt.  

Zum Ende der städtebaulichen Erneuerungsmaßnahme „Ortsmitte“ stehen den sanierungs-

bedingten Einnahmen in Höhe von 1.488.426,68 EUR förderfähige Ausgaben von insgesamt 

1.488.427,40 EUR gegenüber. Unter Voraussetzung der vollständigen Anerkennung der vor-

gelegten Sanierungsbilanz durch das Regierungspräsidium Freiburg ergibt sich – dadurch, 

dass die Einnahmen geringer sind als die Ausgaben - ein Fehlbetrag von 0,72 EUR. 

Summe der Einnahmen  1.488.426,68 EUR 

Landesfinanzhilfen  838.738,00 EUR 

Gemeinde Meißenheim   559.158,68 EUR 

Grundstückserlöse 90.530,00 EUR 

Summe der Ausgaben  1.488.427,40 EUR 

Vorbereitende Untersuchungen  9.871,05 EUR 

Weitere Vorbereitungen  88.598,42 EUR 

Grunderwerb  390.911,89 EUR 

Sonstige Ordnungsmaßnahmen  382.912,96 EUR 

Baumaßnahmen  317.505,29 EUR 

Vergütungen  298.627,79 EUR 

 

Fehlbetrag / Ausgabenüberhang - 0,72 EUR 
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Formeller Abschluss / Aufhebung der Sanierungssatzung  

Nach § 162 BauGB ist die Sanierungssatzung aufzuheben, wenn die Sanierung durchgeführt 

ist. Zur förmlichen Aufhebung des Sanierungsgebiets „Ortsmitte“ ist die Sanierungssatzung 

durch eine Aufhebungssatzung außer Kraft zu setzen. Mit der Aufhebung der förmlichen 

Festlegung des Sanierungsgebiets entfällt die Pflicht auf Einholung einer sanierungsrechtli-

chen Genehmigung nach § 144 BauGB für Bauvorhaben, Grundstücksteilungen und Rechts-

vorgänge. Mit Bekanntmachung der Aufhebungssatzung ersucht die Gemeinde das Grund-

buchamt, die entsprechenden Sanierungsvermerke zu löschen. Der Satzungstext der Aufhe-

bungssatzung nebst Abgrenzungsplan ist dieser Beschlussvorlage als Anlage 1 und 2 beige-

fügt.   

Finanzielle Auswirkungen: 

Unter Voraussetzung der vollständigen Anerkennung des mit der Abrechnung vorgelegten 

weiteren Finanzbedarfs werden der Gemeinde Meißenheim im Rahmen der städtebaulichen 

Erneuerungsmaßnahme „Ortsmitte“ letztmalig Fördermittel in Höhe von 96.174,- EUR aus-

bezahlt.  

Der Gemeinderat nimmt die Abrechnung der städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahme "Ortsmitte“ einstimmig zustimmend zur Kenntnis. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Satzung über die Aufhebung der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets „Ortsmitte“. Somit wird die am 
05.07.2010 vom Gemeinderat beschlossene und am 08.07.2010 öffentlich be-
kanntgegebene und in Kraft getretene Satzung über die förmliche Festlegung 
des Sanierungsgebiets - sowie die am 26.11.2018 beschlossene und am 29.11.2018 
veröffentliche und damit rechtsverbindliche 1. Gebietserweiterung - aufgeho-
ben. 

Der Tagesordnungspunkt 10 wird einstimmig vorgezogen. 

 

10. 1. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan "Schmidtenbühn", Ge-
meinde Meißenheim als B-Plan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB 
• Beratung und Beschlussfassung über die Erweiterung des Änderungsbe-
reiches um das Flst.-Nr. 56 
• Billigung des Entwurfs und Beschluss zur 2. Veröffentlichung nach § 4a 
Abs. 3 BauGB 

Zu diesem Tagesordnungspunkt ist Frau Fischer vom Ingenieurbüro Fischer eingeladen. 
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Der Bebauungsplan "Schmidtenbühn" wurde 2019 rechtskräftig. Bei der 1. Änderung und Er-
weiterung des Bebauungsplanes "Schmidtenbühn" handelt es sich um einen B-Plan der Innen-
entwicklung gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB.   

Das Baugebiet ist inzwischen überwiegend bebaut, das bisherige Flst.-Nr. 57, jetzt mit Flst.-Nr. 
59 vereinigt, das der Erweiterung des Gewerbegebietes dienen soll, ist noch unbebaut.   

Nach der 1. Veröffentlichung hat sich ergeben, dass die Feuerwehr auf dem südöstlich angren-
zenden Grundstück (Flst.-Nr. 56) in Verlängerung des bestehenden Feuerwehrgerätehauses 
einen Unterstellschopf benötigt, der durch das bisherige Baufenster nicht abgedeckt ist. So-
mit wurde der Geltungsbereich der 1. Änd. und Erw. des B-Plans um das Flst.-Nr. 56 erweitert. 
Mit der Vergrößerung des Geltungsbereichs wird eine 2. Veröffentlichung erforderlich.  

Die Bebauungsplanänderung dient dem Erhalt, der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Da hier die Zufahrt einer bereits überplanten aber noch nicht vollständig bebauten Fläche 
optimiert wird und keine neue Fläche zusätzlich ausgewiesen wird, wird damit die Innenent-
wicklung gestärkt und einer Außenentwicklung entgegengewirkt.  

Der Geltungsbereich der 1. Änd. u. Erw. des B-Plans "Schmidtenbühn" umfasst ca. 0,90 ha. Die 
GRZ bleibt für das Flst.-Nr. 59 unverändert, so dass sich hier keine zusätzliche Grundfläche 
ergibt. Nördlich anschließend an das bestehende Feuerwehrgerätehaus benötigt die Feuer-
wehr einen Unterstellschopf für ein Vereinszelt und einen WC-Wagen. Dieses Bauvorhaben 
war durch das bisherige Baufenster nicht abgedeckt. Um den Bau dieses Unterstellschopfes 
zu ermöglichen, wurde das Baufenster entsprechend erweitert. Die Festsetzungen in der NZ 
1 zu Bauweise, Dachneigung sowie Wand- und Firsthöhe bleiben dabei unverändert. 

Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird nicht beeinträchtigt, 
da die Zufahrtssituation für den bestehenden Gewerbebetrieb optimiert wird. Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter besteht nicht. 
Auch gibt es keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-
grenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes zu beachten sind. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 und 3 Satz 
1 kann auf eine Umweltprüfung (und damit auf den Umwelt-bericht) verzichtet werden und 
von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abge-
sehen werden.  

Nach Durchführung der Veröffentlichung für den Geltungsbereich mit den Flst.-Nrn. 59 und 
59/2 wurde in der GR-Sitzung am 07.04.2025 über die eingegangenen Anregungen beraten. 
Mit Erweiterung des Geltungsbereichs um das Flst.-Nr. 56 wird eine 2. Veröffentlichung erfor-
derlich. 

Der Gemeinderat billigt einstimmig die Erweiterung des Änderungsbereiches 
um das Flst.Nr. 56 zur 1. Änderung und Erweiterung des B-Planes „Schmidten-
bühn“ und die 2. Veröffentlichung nach § 4a III BauGB. 
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8.  Information über die überörtliche Prüfung der Bauausgaben von 2017 bis 
2023 durch die GPA Baden-Württemberg 

Die Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg (GPA) ist für die überörtliche Prüfung der 

Gemeinde (Einwohnerzahl am 30.06.2023: 4.133) zuständig (§ 113 Abs. 1 Satz 1 GemO). Die Prü-

fung erfolgte in der Zeit vom 26.02. bis 25.03.2024. 

Gegenstand der Prüfung waren gemäß § 114 Abs. 1 GemO die Bauausgaben der Gemeinde in 

den Wirtschaftsjahren 2017 bis 2023.  

Die Prüfung beschränkte sich auf einzelne Schwerpunkte und auf Stichproben (§ 3 GemPrO). 

In die sachliche Prüfung (§ 16 i. V. m. § 11 GemPrO) sind auch Verwaltungsvorgänge bis in die 

Gegenwart einbezogen worden.  

Die Prüfungsfeststellungen sind mit der Verwaltung im Zuge der Prüfung besprochen worden.  

Unwesentliche Anstände wurden, soweit möglich, bereits während der Prüfung bereinigt (§ 2 

Abs. 1 Satz 2 GemPrO). Im Rahmen der Prüfung festgestellte Rückzahlungsansprüche wegen 

Abrechnungs- bzw. Honorarüberzahlungen sind zum Teil von der Verwaltung bereits prü-

fungsbegleitend beim Rückzahlungspflichtigen realisiert worden.  

Von einer Schlussbesprechung (§ 18 Abs. 2 Satz 2 GemPrO) konnte abgesehen werden. Die 

Verwaltung ist am 25. März 2024 über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung mündlich un-

terrichtet worden. Das Prüfergebnis wurde als gut und handelsüblich bezeichnet.  

Der Prüfungsbericht beschränkt sich im Rahmen des Prüfungszwecks auf wesentliche Fest-

stellungen (§ 5 Abs. 2 Satz 1 GemPrO), ggf. ergänzt durch Hinweise und Anregungen zur fach-

rechtlichen Verwaltungsoptimierung bei kommunalen Baumaßnahmen. Sind bestimmte Maß-

nahmen zur Erledigung von Anständen angegeben, handelt es sich um Vorschläge im Rahmen 

der prüfungsbegleitenden Beratung und nicht um aufsichtsrechtliche Anordnungen i. S. v. §§ 

121 und 122 GemO.  

Der Prüfungsbericht ist mit fortlaufenden Randnummern versehen. Randnummern, die mit 

dem Buchstaben „A“ besonders gekennzeichnet sind, beinhalten Feststellungen über we-

sentliche Anstände, die nicht im Prüfungsverfahren ausgeräumt werden konnten (§ 5 Abs. 3 

GemPrO) und zu denen Stellung zu nehmen ist. Dabei ist mitzuteilen, ob und inwiefern den 

Feststellungen Rechnung getragen wird (§ 114 Abs. 5 Satz 1 GemO). Eine abschließende Beur-

teilung aufgrund der Stellungnahme bleibt vorbehalten.   
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Soweit wesentliche Anstände nicht erledigt werden, schränkt die Rechtsaufsichtsbehörde die 

Bestätigung zum Abschluss der Prüfung entsprechend ein. Darüber hinaus kann dies zu 

Rechtsaufsichtsmaßnahmen führen (§ 114 Abs. 5 Satz 3 GemO). 

Die Verwaltung wurde erstmalig baufachtechnisch geprüft.  

Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, eine örtliche Prüfung als besondere Organisationseinheit 

einzurichten. Eine örtliche Prüfung der Bauausgaben findet in diesem Sinne nicht statt.  

 Prüfungsbemerkungen zur Stellungnahme 

Allgemeine Prüfungsfeststellungen: 

1 Vorabinformationen über geplante beschränkte Ausschreibungen ab einem voraus-

sichtlichen Auftragswert von 25.000,- € (netto) wurden nicht durchgeführt.   

Die Vorabinfo wurde bereits auf der Homepage umgesetzt und wird künftig regelmäßig erfol-

gen. Die entsprechenden Stellen wurden informiert.  

2 Die Vertragsstrafe bei Verstößen gegen die Verpflichtungen des Landestariftreue- und 

Mindestlohngesetzes wurde regelmäßig nicht vereinbart.   

Die Vertragsstrafe wird künftig vereinbart und die Regelung Nr. 4.2 im Vordruck „Besondere 

Vertragsbedingungen (KEV 116.1 (B) BVB)“ angekreuzt, die entsprechenden Stellen wurden 

informiert.  

3 Kennzeichnung der Angebote 

Die schriftlich eingegangenen Angebote wurden beim Eröffnungstermin mit einem „Klebesie-

gel“ gekennzeichnet, aus Sicht der GPA schließt dies den Austausch von Blättern nicht aus. 

Künftig wird ein „Schnursiegel“ verwendet.  

4 Auskünften aus dem Gewerbezentralregister (Wettbewerbsregister) wurden bei der 

Auftragsvergabe nicht eingeholt. 

Die Abfrage im entsprechenden Webportal des Bundeskartellamtes wird künftig eingeholt. 

Ein Zugang beim Webportal wurde zwischenzeitlich beantragt.  

5 Über die Vergabe von Bauleistungen wurde in der Regel keine gesonderte Vergabedo-

kumentation angefertigt.  

Die Verwaltung wird künftig eine eigene Vergabedokumentation zu den Entscheidungen zur 

Wahl der Vergabeart, Wahl der Bieter und der Bewertung der Angebote anlegen. Für die Do-

kumentation kann auf KEV-Vordrucke zugegriffen werden; die entsprechenden Vordrucke 

wurden durch die Verwaltung bereits beschafft.  



S e i t e  | 17 

6  Bei der Ermittlung des Ingenieurhonorars wurden – entgegen der HOAI – Nebenkosten 

(Ingenieurleistungen) und fiktive Kosten für „Stundenlohnarbeiten“ als anrechenbare 

Kosten berücksichtigt.  

Die vorgelegten Kostenberechnungen und Kostenfeststellungen werden künftig im Detail ge-

nauer überprüft, so dass eine eindeutige Zuordnung der anrechenbaren Kosten und der Ne-

benkosten erfolgen kann.  

Einzelfeststellungen zu den geprüften Bauausgaben  

7 Die zur Prüfung der Bauausgaben notwendigen Vergabe- und Abrechnungsunterlagen 

lagen bei der Verwaltung nicht vor.  

Bei einer Baumaßnahme wurde die Bauakte digital geführt, die originalen Unterlagen befan-

den sich beim Architekten / Planer. Dies betraf hauptsächlich Abrechnungsunterlagen (z.B. 

Mengenermittlungen, Aufmaße, Wiegescheine, ...) Der beauftragte Architekt/Planer wird 

künftig angewiesen, die Vergabe- und Abrechnungsunterlagen ordnungsgemäß zu erstellen 

und der Verwaltung vollständig und im Original zu übergeben.  

8 Die Dokumentation über die Prüfung und Wertung der Angebote entsprach nicht der 

VOB/A 

Künftig soll die „Prüfung und Wertung“ der Angebote gemäß §§ 16 ff. VOB/A 2019 in 4 Wer-

tungsstufen erfolgen. Sofern Architekten/Ingenieuren diese Aufgabe als Grundleistung der 

Leistungsphase 7 übertragen wird, werden diese ebenfalls auf die Wertungsschritte hinge-

wiesen.  

9  Bei der Vergabe von Holzbauarbeiten wurde die VOB/A nicht beachtet.  

Das Hauptangebot der beauftragten Firma wurde seinerzeit (Corona und Ukraine) mit einer 

Bedingung verknüpft, mit welcher der extremen Dynamik der Entwicklung der Materialpreise 

Rechnung getragen werden sollte. Ohne eine Preisgleitklausel wäre es unmöglich gewesen, 

überhaupt ein Angebot zu erhalten bzw. die Baumaßnahme durchzuführen.  

Dieser Entwicklung wurde nach der Auftragsvergabe durch entsprechende Erlasse der Bun-

desregierung Rechnung getragen, d.h. die Vorgehensweise wurde nachträglich für zulässig 

erklärt. Zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe hätte das Angebot allerdings ausgeschlossen 

werden müssen.  

10 Nachträge für geänderte oder zusätzliche Bauleistungen wurden nicht kalkulatorisch 

aufgegliedert und hinsichtlich ihrer Preisbildung überprüft. 

Die durchgeführten Leistungen wurden mit den jeweiligen Schlussrechnungen auf Erforder-

lichkeit und Wirtschaftlichkeit geprüft. Diese Prüfung war in diesem Fall nicht ausreichend.  
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Um eine Preisprüfung bei Nachtragsleistungen durchführen zu können, ist künftig eine im De-

tail kalkulatorische Aufschlüsselung nach VOB/B bei Leistungsänderungen vom Auftragneh-

mer zu fordern. Hierzu stehen auch KEV-Vordrucke zur Verfügung. Weiter ist die Beschluss-

fassung der zuständigen Organe zu beachten.  

___________________________________________________________________________ 

11 Entgegen der VOB/B wurden auf Abschlagsrechnungen mit Pauschalbeträgen Zahlun-
gen geleistet. 

Es wurden mehrere pauschalierte Abschlagsrechnungen, nach Prüfung durch den Architek-

ten, durch die Verwaltung freigegeben. Dies ist mit Risiken verbunden, weshalb nach VOB 

Rechnungen nur nach nachvollziehbaren Aufstellungen, Mengenermittlungen etc. auszube-

zahlen sind. Pauschalierte Rechnungen sind künftig an den Auftragnehmer zurückzusenden.  

12 u. 13 Bei den Rohbauarbeiten erfolgte die Mengenermittlung zum Einbauen von Gru-

benkies durch Umrechnen von Gewicht auf Raummaß, wodurch auch Abrech-

nungsfehler entstanden sind. 

Gem. Bauvertrag war das Anfahren, Einbauen und Verdichten des Grubenkieses nach Raum-

maß (m³) abzurechnen. Davon abweichend wurde das Gewicht über Wiegescheine nachge-

wiesen und unter Anwendung eines Faktors von Gewicht (t) in Raummaß (m³) umgerechnet. 

Künftig ist entsprechend den vertraglichen Vorgaben abzurechnen, um unterschiedliche Ab-

rechnungsmengen oder Doppelberechnungen auszuschließen.  

Im konkreten Fall kam es zu einer Umrechnung mit einem fehlerhaften Faktor. Dadurch wurde 

eine zu große Menge abgerechnet und es kam zu einer Überzahlung, welche zwischenzeitlich 

durch die Verwaltung zurückgefordert wurde.  

___________________________________________________________________________ 

15 u. 16 Bei der Vergabe von Bauleistungen wurden die Vergabegrundsätze der VOB/A 

nicht beachtet und „Preisverhandlungen“ geführt.  

Da die Gemeinde das finanzielle Risiko der Finanzierung trug und als öffentlicher Auftragge-

ber auftrat, war die VOB/A anzuwenden. Die Gemeinde hat künftig bei sog. „Bestellbauten“ 

auf die Anwendung der VOB hinzuweisen.  

Die Nachverhandlung war somit rechtswidrig. Generell empfiehlt die GPA die Vereinbarung 

von „Erfolgshonoraren“ nicht.  

17 u. 18 Aufgrund eines Aufmaßfehlers für die Leitungszone wurde der Auftragnehmer 

bei den Entwässerungskanalarbeiten überzahlt. Außerdem entsprachen die ab-

gerechneten Grabenbreiten einschließlich Verbau nicht der DIN EN 1610 und 

auch nicht der tatsächlichen Ausführung.  
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Aufgrund eines systematischen Fehlers bei der Mengenermittlung war der Anteil der oberen 

Bettungsschicht mit einer Dicke von 0,13 m bei allen Haltungen doppelt enthalten.  

Entgegen der für Entwässerungskanäle maßgebenden DIN EN 1610 wurde für das Herstellen 

der Leitungsgräben regelmäßig eine Grabenbreite von 1,20 m einschließlich Verbau vergütet. 

Die vom AN ermittelten Grabentiefen betrugen zwischen 0,96 m und 1,46 m, gem. Fotodoku-

mentation konnte festgestellt werden, dass die Grabentiefe fast ausnahmslos unterhalb 1,40 

m lag und über eine Tiefe von 1,40 m kein Verbau ausgeführt wurde.  

Demzufolge ist dieser einschließlich der zugehörigen Erdarbeiten nach § 2 Abs. 2 VOB/B nicht 

zu vergüten. Die entsprechenden Überzahlungen wurden durch die Verwaltung zurückgefor-

dert.  

19 Bei den Verkehrswegebauarbeiten entsprach die Mengenermittlung für die Radien-

Bordsteine nicht der tatsächlichen Ausführung.  

Die dadurch entstandene Überzahlung wurde durch die Verwaltung zurückgefordert.  

 Prüfungsbemerkungen ohne Stellungnahme 

14 Die Abrechnungsbestimmung der VOB/C wurde für die Ermittlung der Betonstahlmat-

ten nicht beachtet.  

Bindedraht, Walztoleranzen und Verschnitt bleiben bei der Ermittlung des Abrechnungsge-

wichts unberücksichtigt. Bei der Abrechnung von Betonstahlmatten wird lediglich ein durch 

den AN nicht zu vertretender Verschnitt, dessen Masse über 10% der Masse je Mattentyp der 

eingebauten Betonstahlmatten liegt, zusätzlich berechnet. Aufgrund der Nichtbeachtung die-

ser Abrechnungsbestimmung kam es zu einer geringfügigen Überzahlung, die zwischenzeit-

lich zurückgefordert wurde.  

 Prüfbegleitende Empfehlung 

 Unterrichtung über die Schlusszahlung von Bauleistungen  

 Generell empfiehlt die GPA die Vereinbarung von „Erfolgshonoraren“ nicht.  

 In der Diskussion wird angesprochen: 

- Die GPA-Prüfung erfolgte erstmals, da die Einwohnerzahl der Gemeinde inzwischen 

über 4.000 liegt. 

- Der Prüfungsbericht soll anonymisiert weitergegeben werden. Darauf hat der Prüfer 

ausdrücklich hingewiesen. 

- Durch die Berichtspflichten entsteht ein erheblicher zusätzlicher Verwaltungsauf-

wand. Das neu zu verwendende Formular umfasst 17 Seiten. 

Der Gemeinderat nimmt den Prüfbericht einstimmig zur Kenntnis und beauf-

tragt die Verwaltung, die Prüfungsbemerkungen umzusetzen. 
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9.  Antrag auf Anordnung zum vorübergehenden Weiterbetrieb der beste-
henden Notentwässerungspumpe im Vorschacht zum Pumpwerk Wald-
weg auf Gemarkung Allmannsweier zur Einleitung von verdünntem 
Schmutzwasser in den Entengraben (Weierlachgraben) 

Bereits seit 2013 leitet die Gemeinde Schwanau verdünntes Schmutzwasser über die Notent-

wässerungspumpe in den Entengraben (Weierlachgraben) ab.  

Die Notentwässerungspumpe im Vorschacht zum Pumpwerk Waldweg darf erst eingeschal-

tet werden, wenn aufgrund anhaltend hoher Grundwasserstände der Fremdwasseranteil im 

Schmutzwasserkanal so hoch ist, dass die hydraulische Leistungsfähigkeit einschließlich des 

PW Waldweg nicht mehr ausreicht, um ausschließlich über die Druckleitung Richtung Kläran-

lage Nonnenweier eine gesicherte Ableitung des Schmutzwassers zu gewährleisten.  

Die qualifizierte Duldung zur notfallmäßigen Einleitung von stark verdünntem Schmutzwasser 

in den Entengraben (Weierlachgraben) wurde zunächst befristet ausgestellt. Im Dezember 

2021 folgte dann die wasserrechtliche Anordnung befristet bis 31.12.2025, die nun um weitere 

5 Jahre verlängert werden soll.  

Im Rahmen der Anhörung zur wasserrechtlichen Anordnung im Jahr 2021 hat die Gemeinde 

Meißenheim darauf hingewiesen, dass sich durch die zusätzliche Ableitung von Regenwasser 

bzw. von verdünntem Schmutzwasser über den Entengraben bzw. den Weierlachgraben die 

Grundwassersituation für den Ort Meißenheim verschärft. Daher regt die Gemeinde Meißen-

heim an, darauf hinzuwirken, die Häufigkeit und Intensität der Einleitung auf das unbedingt 

notwendige Mindestmaß zu beschränken. 

In der Diskussion wird angesprochen 

- Vor jeder Einleitung wird die Gemeinde Meißenheim informiert. 

- Die Gemeinde Schwanau hat die Einleitungen im Blick. Bei einem Neubau der gemein-

samen Kläranlage wäre die Notentwässerungspumpe voraussichtlich nicht mehr erfor-

derlich. 

- Die Leitungen werden jährlich gereinigt. Die Reinigung der auf der Gemarkung Meißen-
heim liegenden Leitungen erfolgt durch unsere Gemeinde Meißenheim.  

Der Gemeinderat stimmt bei einer enthaltung und einer nein stimme der Ver-
längerung der bestehenden wasserrechtlichen Anordnung zum Weiterbetrieb 
der Notentwässerung über den Entengraben (bzw. Weierlachgraben) einstim-
mig zu. Die Hinweise aus dem Antrag von 2021 sollen in die Stellungnahme 
übernommen werden. 
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11.  Verschiedenes 

a) Neue Verkehrsführung am Schiffbeck-Eck: Umsetzung aufgrund einer Anordnung aus der 
Verkehrsschau. 

b) Wie bereits in der Sitzung am 06.10.2025 wurde eine Baugrunderkundung in der Kirch-
straße/Rathaus/Winkelstraße durchgeführt. Hier wurden keine Altlasten gefunden. Anlass 
war der Bau der Entwässerungsleitung. Die Markierungen kennzeichnen Leitungen/Tras-
sen und stehen nicht im Zusammenhang mit etwaigen Altlasten. 

 

12.  Frageviertelstunde 

- Die Schulden der Gemeinde Meißenheim haben sich erhöht, auch wenn sich diese in 
den letzten Jahren etwas stabilisiert haben. Als mögliche Ursachen der Sprünge 
2016/2017 sowie 2020/2021 werden der Umzug des Rathauses in die Winkelstraße und 
der Neubau des Feuerwehrhauses in Meißenheim genannt. Dies wird aber nochmals 
überprüft und nachgereicht. Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass auch die Ver-
waltung vorschlägt, den Konsolidierungsprozess fortzuführen, um den Schuldenstand 
zu senken. 

- Die Eröffnungsbilanz wird an das Landratsamt übersendet. Die Bilanzierung erfolgt 
analog einem Wirtschaftsunternehmen. Die Abschreibungen von ca. 700.000 € wer-
den berücksichtigt. Die Jahresabschlüsse werden im Gremium vorgestellt. Es wird er-
wartet, dass aufgrund von ungeplanten Einsparungen in den Jahren nach der Eröff-
nungsbilanz ab 2020 immer ein ausgeglichenes Ergebnis rauskommt. 

- Es wird weiter Kritik am zusätzlichen Bürokratieaufwand hinsichtlich der GPA-Prüfung 
geäußert. 

 

Die Sitzung wird um 21:05 Uhr von Gemeinderätin S. Fischer geschlossen. 

 

Die Urkundspersonen Protokollführer / in 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 
 
Matthias Wiedemer 

 
 
Hugo Wingert, Gemeinderat  

 
 

 
 
Bodo Lange, Gemeinderat 

 

 


